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Auch hier zeigen sich deutliche regionale Unterschiede. 
In Ostdeutschland lag der Anteil an neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträgen in Berufen für Menschen mit Be-
hinderung im gesamten Beobachtungszeitraum seit 1993 
immer mehr als doppelt so hoch, in einigen Berichtsjah-
ren sogar mehr als dreimal so hoch wie in Westdeutsch-
land (so z. B. im Jahr 2002 – Westdeutschland: 1,7% vs. 
Ostdeutschland: 5,3%) → Tabelle A5.4-5.

Obwohl diese Ausbildungsregelungen ausschließlich 
für Menschen mit Behinderung vorgesehen sind, legen 
sowohl die zwischenzeitliche Bedeutungszunahme dieser 
Berufe als auch die erheblichen Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland die Vermutung nahe, dass sol-
che Regelungen auch als Problemlösungsstrategien dien-
ten, um Jugendliche in den vergangenen schwierigen 
Zeiten am Ausbildungsmarkt mit Ausbildungsplätzen zu 
versorgen. Dieses Vorgehen ist auch schon lange bekannt 
bei Maßnahmen und Ausnahmeregelungen für Benach-
teiligte oder Lernbeeinträchtigte (vgl. Ulrich 1998). 

Bei dieser Thematik ist methodisch zu beachten, dass 
die tatsächliche Ausbildungssituation von Menschen mit 
Behinderung im dualen System auf Basis der Berufs-
bildungsstatistik nicht abgebildet werden kann. Ein 
personenbezogenes Merkmal zu einer vorliegenden 
Behinderung von Auszubildenden ist in dieser Erhebung 
nicht vorhanden. Somit können lediglich berufsbezogene 
Betrachtungen erfolgen; allenfalls kann noch ausgewer-
tet werden, ob für die Ausbildungsverhältnisse im ersten 

Jahr der Ausbildung eine spezielle Art der Förderung 
erfolgte. Will man diese Angaben als Einschätzung für 
den Personenkreis der Auszubildenden mit Behinderung 
verwenden, stellen sich folgende Probleme: Die Angaben 
zu Verträgen, die nach Kammerregelungen der zuständi-
gen Stellen für Menschen mit Behinderung abgeschlos-
sen wurden, decken nicht alle Verträge behinderter 
Menschen im dualen System ab. Menschen mit Behinde-
rung besetzen – und dies in nicht geringem Maße – auch 
staatlich anerkannte Ausbildungsberufe. Das BBiG sieht 
dies sogar als Regelfall vor (§ 64 BBiG). So wurden im 
Berichtsjahr 2017 rund 2.184 Ausbildungsverhältnisse 
in staatlich anerkannten Berufen außerbetrieblich „nach 
§§ 100 Nr. 3, 235a und 236 SGB III (außerbetriebliche 
Ausbildung für Menschen mit Behinderung – Reha)“ ge-
fördert → Tabelle A5.4-6. 

Tabelle A5.4-5: �Anteil der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge in Berufen 
für Menschen mit Behinderung1, 
Bundesgebiet, West- und Ost- 
deutschland 1993 bis 20172  
(in % der Neuabschlüsse)

Jahr Bundesgebiet Westdeutschland Ostdeutschland

1993 1,4 1,0 3,0

1996 1,9 1,2 4,0

1999 1,9 1,3 3,6

2002 2,5 1,7 5,3

2005 2,7 1,9 5,5

2008 2,4 1,8 5,2

2009 2,5 2,0 5,1

2010 2,2 1,8 4,6

2011 2,1 1,7 4,4

2012 1,9 1,5 4,0

2013 1,9 1,6 4,0

2014 1,8 1,5 3,7

2015 1,8 1,5 3,6

2016 1,7 1,4 3,4

2017 1,6 1,3 3,2
1 �Berufe für Menschen mit Behinderung nach § 66 BBiG bzw. § 42m HwO (bis 

April 2005 § 48b BBiG bzw. § 42b HwO); Neuabschlüsse in diesen Berufen 
wurden erst ab 1987 erfasst.

2  �Zur vollständigen Zeitreihe ab 1993 bis 2008 vgl. BIBB-Datenreport 2010, 
Kapitel A5.4.

Quelle: �„Datenbank Auszubildende“ des Bundesinstituts für Berufsbildung  
auf Basis der Daten der Berufsbildungsstatistik der statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder (Erhebung zum 31. Dezember), 
Berichtsjahre 1993 bis 2017 (für Bremen mussten für  
das Berichtsjahr 2015 die Vorjahreswerte verwendet werden,  
da keine Datenmeldung erfolgte). Berechnungen des  
Bundesinstituts für Berufsbildung.                     BIBB-Datenreport 2019

Duale Ausbildungsberufe für 
Menschen mit Behinderung

Im Regelfall sollen „behinderte Menschen ... in anerkann-
ten Ausbildungsberufen ausgebildet werden“ (§ 64 BBiG). 
Nur wenn aufgrund der Behinderung eine Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf nicht infrage kommt, 
sollen Menschen mit Behinderung nach besonderen Rege-
lungen ausgebildet werden. Bei diesen Ausbildungsberufen 
handelt es sich um Berufe mit speziellen Ausbildungs-
regelungen der zuständigen Stellen (§ 66 BBiG bzw. § 42m 
HwO) (vgl. Kapitel A3.3).

Bei den Daten der Berufsbildungsstatistik ist zu beachten, 
dass kein personenbezogenes Merkmal zur Behinderung 
erhoben wird. Erfasst wird lediglich, ob es sich bei den 
jeweiligen Meldungen der Ausbildungsverträge um staatlich 
anerkannte Ausbildungsberufe (bzw. duale Ausbildungs-
berufe in Erprobung) oder um Ausbildungsgänge gemäß 
einer Regelung der zuständigen Stellen für Menschen mit 
Behinderung handelt.
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